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Die Südtiroler Landesregierung hat vor kurzem beschlossen, ein 
"Europiiisches Institut Bozen für angewandte Forschung und Fortbil­
dung" einzurichten. Das Institut soll in gleichem Masse landeseigene 
wie überregionale Interessen wahrnehmen und in seiner Anfangs­
phase drei Sektionen erhalten: ''Recht und Sprache': "Umweltschutz 
im Alpenraum ': "Volksgruppen- und Autonomiefragen ". 

Die drei Bereiche: neue gesellschaftliche Aufgaben 

Südtirol steht vor neuen Aufgaben. Mit den sogenannten Durchfüh­
rungsbestimmungen zur Zweisprachigkeit und zum Gebrauch der 
deutschen Sprache vor Gericht, welche die im Autonomiestatut ge­
setzlich festgelegten Garantien in die Wirklichkeit umsetzen sollen, 
sind für Südtirol Anforderungen entstanden, die es mõglichst schnell 
zu bewãltigen gilt. Tãglich fallen bei Gericht oder in der Landesver­
waltung Übersetzungsaufgaben an, tãglich müssen Texte mehrspra­
chig redigiert werden. Also braucht es Juristen, die terminologisch 
geschult sind, aber auch Übersetzer und Dolmetscher, die über eine 
rechtssprachliche Spezialausbildung verfügen. 

Neue Anforderungen kommen auf Südtirol auch im Umweltbereich 
zu: Die Umweltvertrãglichkeitsprüfung steht vor der gesetzlichen 
Regelung, das Transitproblem verlangt nach Lõsungen, Gemeinde­
leitbilder müssen entwickelt werden. Im ganzen Alpenraum macht 
man sich Gedanken über eine Zusammenarbeit in Umweltfragen. 
Mehrere zwischenstaatliche Organisa tian en machen sich dafür stark, 
und im kommenden Jahr soll von den Umweltministern der Alpen­
staaten auch eine gemeinsame Alpenkonvention verabschiedet wer­
den. 
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Neu gefordert ist Südtirol schliesslich im Zusammenhang mit der 
Volksgruppen- und Minderheitendiskussion, die im Zuge der euro­
pãischen Einigung auf die ganze EG zukommt und durch den Auf­
bruch in den osteuropãischen Lãndern noch verstãrkt wird. Nicht 
zufãllig wird die Minderheitenfrage auch innerhalb der KSZE disku­
tiert, und nicht zufãllig hatten die Südtiroler im Lauf dieses Jahres 
alle Hãnde voll zu tun, um den Beratungswünschen aus den osteuro­
pãischen Lãndern nachzukommen. 

Die Ziele des lnstituts: Forschung und Fortbildung 

Die Arbeit des Instituts soll sich an der beruflichen Praxis orientie­
ren und Dienstleistungen dafür leisten. Forschung ist notwendig, weil 
- um nur einige Beispiele zu nennen - die mehrsprachige Rechtster­
minologie sowohl auf lokaler als auch auf europãischer Ebene noch 
nicht weit genug entwickelt ist, weil es keine befriedigenden Um­
welt-Strategien, geschweige denn Konsens zwischen den gesell­
schaftlichen Gruppen oder zwischen den Lãndern gibt und weil võl­
kerrechtsverbindlicher Volksgruppenschutz auf europãischer Ebene 
fehlt. Fortbildung ist notwendig, weil es Fachleute auszubilden gilt, 
die- wiederum nur einige Beispiele- fãhig sind, einen mehrsprachi­
gen Prozess zu führen, in einem solchen Prozess zu übersetzen, Ge­
setzes- und Verwaltungstexte mehrsprachig zu entwerfen, UVP-Be­
richte zu begutachten oder dafür die Richtlinien vorzugeben, Grenz­
und Sollwerte im Bereich des Umweltschutzes festzusetzen oder 
Gemeindeleitbilder zu entwickeln. · 

Die allgemeine Universitãtsausbildung reicht für solche beruflichen 
Aufgaben J?.icht aus. Deswegen braucht es eine Zusatz-Fortbildung, 
die sich das Institut zur Aufgabe machen un d all jen en anbieten will, 
die entweder ein Hochschulstudium bereits hinter sich haben, über 
eine gleichwertige Berufserfahrung verfügen oder berufsbegleitende 
Weiterbildung benõtigen. 

Adressaten des Fortbildungsprogramms sin d J uristen, Verwalter, 
Übersetzer, Anwãlte, Ingenieure, Techniker, Lokalpolitiker, Ge­
meindebedienstete, Journalisten sowie an Volksgruppenfragen In-
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teressierte des In- und Auslandes. Die zeitliche Dauer der Fortbil­
dungskurse so li flexibel sein: J e nach Herkunft un d Abkõmmlichkeit 
der Teilnehmer und je nach Aufgabenstellung erstrecken sich die 
Kurse über ein Wochenende, über mehrere Tage oder über eine bis 
zwei Wochen. Umfangreichere Programme, die mehrere 11Fãcher" 
umfassen, werden bis zu e in em J ahr dauern, w o bei hier V eranstal­
tungsblõcke vorgesehen sin d. 

Die Aufgaben dér Sektion "Recht und Sprache" 

Im Südtirol ist schon allein durch di e zweisprachige V erwaltung 
(Staats-, Landes- und Gemeindeãmter) ein permanenter Eigenbe­
darf an Terminologie und Übersetzung auf breitester Ebene gege­
ben. Dazu kommt ein hoher Bedarf in der Rechtspflege, dessen 
Deckung in Anbetracht der erst noch aufzubauenden Zweisprachig­
keit bei Gericht von hõchster Aktualitãt ist. Die Terminologiearbeit 
des Instituts soll Arbeitseinsparungen bei Verwaltungen un d Gerich­
ten ermõglichen und einen Beitrag zur begrifflichen Kohãrenz der 
Erlasse und zur Rechtssicherheit leisten. 

Das Institut wird seine Bestãnde auch Privaten zugãnglich machen 
(Rechtsanwãlte, Übersetzer, Interessenten aus der Wirtschaft). 

Aus internationaler Sicht spielt das Sprachenpaar Deutsch-Italie­
nlsch angesichts des Zusammenwachsens der beiden deutschen Staa­
ten und der erstarkten wirtschaftlichen Bedeutung Italiens eine im­
mer wichtigere Rolle (135 Mio. oder knapp 40 % EG-Bürger- ein­
schliesslich der DDR- sprechen diese beiden Sprachen; dazu kom­
men über 7 Mio. Ósterreicher und über 4 Mio. deutsch- und italie­
nlschsprachige Schweizer). 

In der Terminologiearbeit rangiert ltalien innerhalb der EG weit 
hinten. Nimmt man die Eintragsbestãnde in der EG-Datenbank 
EURODICAUTOM (Luxemburg/Brüssel) als Gradmesser, so liegt 
Italien, entgegen selner gestiegenen politischen und wirtschaftlichen 
Bedeutung, unter den 9 EG-Sprachen erst an 6. Stelle (hinter Fran­
zõsisch, Englisch, Deutsch, Dãnisch! Niederlãndisch) un d hat daher 
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grossen Aufbolbedarf. Zur Überwindung von Kommunikationsbar­
rieren in den verschiedenen Fachgebieten wãre daher eine mit 
EURODICAUTOM verbundene Terminologiedatenbank für ltalien 
von grosser Bedeutung. 

Die Terminologiebestrebungen in Europa waren bisher vor allem 
auf die Bedürfnisse der Wirtschaft, der Technik und der Naturwis­
senschaften ausgerichtet. Die Rechtsterminologie, die erheblich 
komplexere Probleme stellt, hat dagegen nur eine sehr untergeord­
nete Rolle gespielt. Durch die Intensivierung zwischenstaatlicher 
Zusammenarbeit ergeben sich hier jedoch rasch grosse unmittelbare 
Bedürfnisse. 

Der Sektion "Sprache und Recht" stellen sich deshalb folgende Auf­
gaben: 

1. Terminologieerarbeitung: Einrichtung einer Datenbank für 
Rechtsterminologie für das Sprachenpaar Deutsch-Italienisch. 

2. Beratung der Landesverwaltung bei der Erarbeitung von Erlas­
sen in Koredaktion (Anlehnung an das Koredaktionsmodell der 
Schweizerischen Bundesverwaltung). 

3. Übersetzungsprojekte wie z.B. die Übertragung von italieni­
schen Rechts-Codices ins Deutsche oder umgekehrt bzw. deren 
terminologische Unterstützung. 

4. Fortbildungskurse in Form von Lehrgãngen, die mehrere 
"Fãcher" umfassen, oder in Form von Einzel-Blockkursen 
(Fãcher: Terminologiearbeit, Datenbankbenutzung, Überset­
zungsübungen, Koredaktion von Erlassen; Methodik und Theo­
rie der Terminologiearbeit und des Rechtsvergleichs - mit Ein­
bindung der Studierenden in praktische Arbeiten). Die Einzel­
Blockkurse sollen sich vornehmlich an Berufstãtige richten (Be­
amte, Rechtsanwãlte, Wirtschaftsleute, Übersetzer, Gerichts­
dolmetscher ). 

5. Óffentlichkeitsarbeit: Tagungen, Seminare, Publikationen, Kon­
takte mit einschlãgigen Einrichtungen. 


